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64.  Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz über die Verfassung des 
Burgenlandes, das Burgenländische Landes-Rechnungshof-Gesetz, das Burgenländische Volksbe-
gehrensgesetz, das Burgenländische Landesbezügegesetz und die Landtagswahlordnung 1995 geändert 
werden (XX. Gp. IA 1118 AB 1124) 

65.  Gesetz vom 11. Dezember 2014 über Verlautbarungen im Burgenland (Bgld. Verlautbarungsge-
setz 2015 - Bgld. VerlautG 2015) (XX. Gp. RV 1096 AB 1126) 

66.  Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Burgenländische EVTZ-Gesetz geändert wird  
(XX. Gp. RV 1115 AB 1128) [CELEX Nr. 32013R1302] 

67.  Gesetz vom 11. Dezember 2014 über den Pensionssicherungsbeitrag in Landes- und Gemeinde-
unternehmungen im Burgenland (Burgenländisches Landes-Pensionssicherungsbeitrags-Gesetz - Bgld. 
L-PSBG) (XX. Gp. RV 1110 AB 1127) 

68.  Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Burgenländische Landwirtschaftskammergesetz geändert 
wird (XX. Gp. RV 1111 AB 1129) 

 

 

 
 

 

64. Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Landes-Verfassungsgesetz über die 
Verfassung des Burgenlandes, das Burgenländische Landes-Rechnungshof-Gesetz, das 
Burgenländische Volksbegehrensgesetz, das Burgenländische Landesbezügegesetz und die 
Landtagswahlordnung 1995 geändert werden 

Der Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 
(Verfassungsbestimmung) 

Änderung des Landes-Verfassungsgesetzes 

Das Landes-Verfassungsgesetz über die Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 42/1981, in der 
Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 75/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 12 Abs. 2 wird das Wort „vier“ durch das Wort „acht“ ersetzt und nach dem Wort „Wochen“ ein 
Gedankenstrich sowie die Wortfolge „im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb von vier Wochen -“ einge-
fügt. 

2. In Art. 15 Abs. 7 wird nach der Wortfolge „des Artikels 53 Absatz 7“ die Wortfolge „des Landes-
Verfassungsgesetzes LGBl. Nr. 42/1981 in der Fassung LGBl. Nr. 75/2013“ eingefügt. 

3. Dem Art. 22 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Mitglieder des Landtages können aus bestimmten Gründen für die Dauer von mindestens drei 

Monaten und höchstens einem Jahr Karenzurlaub gegen Entfall der Bezüge in Anspruch nehmen. Der 
Karenzurlaub ist durch die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages auszusprechen. Für diese Zeit 
wird das Mandat durch eine Bewerberin oder einen Bewerber der wahlwerbenden Partei, der auch das in 
Karenzurlaub befindliche Mitglied angehört, ausgeübt (Vertretung). Auf solche Vertreter finden Arti-
kel 22 Absatz 1 bis 4 und Artikel 23 bis 28 sinngemäße Anwendung. Die näheren Bestimmungen sind 
durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.“ 
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4. Art. 30 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Landesregierung hat ein 

 1. von mindestens 6 000 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürgern, 
 2. von mindestens zehn Gemeinden auf Grund einstimmig gefasster und übereinstimmender Ge-

meinderatsbeschlüsse oder 
 3. von mindestens 18 Gemeinden auf Grund übereinstimmender Gemeinderatsbeschlüsse 
gestelltes Verlangen auf Erlassung, Änderung oder Aufhebung von Gesetzen (Volksbegehren) unverzüg-
lich dem Landtag zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zu übermitteln.“ 

5. Nach Art. 30 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Ein Volksbegehren gemäß Absatz 1 Z 2 oder Z 3 ist unzulässig, wenn der Gesetzesvorschlag 

mit negativen finanziellen Auswirkungen auf die Gebarung des Landes verbunden ist.“ 

6. In Art. 30 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge „Der Antrag“ durch die Wortfolge „Ein Antrag gemäß 
Absatz 1 Z 1“ersetzt. 

7. Nach Art. 46 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Untersuchungsausschüsse können durch Beschluss des Landtages oder auf Verlangen von 

mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungs-
bereiches des Landes eingesetzt werden.“ 

8. Art. 51 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann, dem Landeshauptmann-Stellvertreter 

sowie mindestens drei und höchstens fünf weiteren Mitgliedern, die den Titel Landesrat führen.“ 

9. Art. 51 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann, dem Landeshauptmann-Stellvertreter 

und drei weiteren Mitgliedern, die den Titel Landesrat führen.“ 

10. Art. 53 lautet: 

„Artikel 53 
Wahl der Mitglieder der Landesregierung 

(1) Die Landesregierung wird vom Landtag nach der Wahl der Präsidenten (Art. 15) für die Dauer 
der Gesetzgebungsperiode des Landtages gewählt. Die Mitglieder der Landesregierung bleiben jedoch 
auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im Amt bis die neue 
Landesregierung gewählt ist. 

(2) Die nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärkste Partei lädt die anderen 
Parteien, die Mandate im Landtag erzielt haben, zu ersten Verhandlungen zur Bildung der neuen Landes-
regierung ein. 

(3) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Lan-
desregierung werden vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Die Wahl erfolgt auf Grund eines Wahl-
vorschlages, der so viele Personen zu enthalten hat, wie die Landesregierung Mitglieder hat und hievon 
eine Person als Kandidat für das Amt des Landeshauptmannes und eine Person als Kandidat für das Amt 
des Landeshauptmann-Stellvertreters bezeichnen muss. 

(4) Ein Wahlvorschlag ist im Wege der Landtagsdirektion mindestens 48 Stunden vor der Sitzung 
schriftlich einzubringen und muss von mindestens einem Drittel der Landtagsabgeordneten unterfertigt 
sein. Die zeitgleiche Unterstützung mehrerer Wahlvorschläge durch einen Landtagsabgeordneten ist nicht 
zulässig. 

(5) Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist über jeden Wahlvorschlag gesondert abzustimmen. 
Der Wahlvorschlag, der von der größten Zahl an Landtagsabgeordneten unterfertigt ist, hat dabei als 
erster zur Abstimmung zu gelangen. 

 (6) Für die Wahl der Landesregierung ist die Anwesenheit mindestens der Hälfte der Mitglieder des 
Landtages und die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Erlangt keiner der 
im Rahmen einer Sitzung zur Abstimmung gelangten Wahlvorschläge die erforderliche Mehrheit, sind 
vor jedem weiteren Wahlgang Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregierung zu führen. 
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(7) Die näheren Regelungen für den Wahlvorgang werden in der Geschäftsordnung des Landtages 
getroffen.“ 

11. In Art. 55 Abs. 1 zweiter Satz entfällt die Wortfolge „über Vorschlag der Partei“ sowie der Gliedsatz „, 
die gemäß den Bestimmungen des Artikels 53 den Wahlvorschlag für das verhinderte Mitglied der Lan-
desregierung eingebracht hat“. 

12. Art. 55 Abs. 1 letzter Satz lautet: 
„Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5 erster Satz, Absatz 6 und 7 gilt sinngemäß.“ 

13. Art. 55 Abs. 2 lautet: 
„(2) Wird kein Wahlvorschlag gemäß Absatz 1 erstattet, ist die Regelung der Geschäftsordnung der 

Landesregierung über die Vertretung der Mitglieder der Landesregierung anzuwenden.“ 

14. Art. 55 Abs. 3 lautet: 
„(3) Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich über die Verhinderung 

des Mitgliedes der Landesregierung zu informieren und zum Zweck der Wahl eines Ersatzmitgliedes der 
Landesregierung den Landtag einzuberufen.“ 

15. Art. 56 Abs. 3 und Abs. 4 lautet: 
„(3) Ein Misstrauensantrag gegen ein Mitglied der Landesregierung kann gültig nur von mindestens 

einem Drittel der Mitglieder des Landtages gestellt werden. 
(4) Ein Beschluss, mit dem ein Mitglied der Landesregierung abberufen wird, kann nur bei Anwe-

senheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen gefasst werden.“ 

16. Art. 56 Abs. 5 entfällt. 

17. Art. 58 Abs. 2 lautet: 
„(2) Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich über das Ausscheiden 

der Mitglieder der Landesregierung zu informieren und zum Zweck der Wahl einer neuen Landesregie-
rung den Landtag einzuberufen. Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5 erster Satz, Absatz 6 und 7 gilt sinnge-
mäß.“ 

18. Art. 60 lautet: 

„Artikel 60 
Beschlusserfordernisse 

(1) Die Beschlusserfordernisse für die Beschlussfassung der Landesregierung sind unbeschadet der 
Bestimmung des Absatz 2 in der Geschäftsordnung der Landesregierung festzulegen. 

(2) Zu Beschlüssen, mit denen 
 1. die Geschäftsordnung der Landesregierung erlassen (abgeändert) wird, 
 2. die Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung erlassen (abgeändert) wird, 
 3. die Landeshaushaltsordnung erlassen (abgeändert) wird, 
 4. Beteiligungen an Gesellschaften eingegangen werden, oder 
 5. die Vorlage des Landesvoranschlages an den Landtag beschlossen wird 
ist die Zustimmung von mindestens drei Viertel der Mitglieder der Landesregierung erforderlich.“ 

19. In Art. 74 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „des Landes“ die Wortfolge „sowie zur Geba-
rungskontrolle der Gemeinden und anderer durch Gesetz bestimmter Rechtsträger“ eingefügt. 

20. In Art. 74 Abs. 2 Z 8 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; dem Art. 74 Abs. 2 werden fol-
gende Z 9 bis 16 angefügt: 
 „9. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern; 
 10. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemein-

de mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

 11. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit weniger als 
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
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nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die 
eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer 
solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finan-
zielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vor-
aussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten 
zu prüfen ist; 

 12. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit 
weniger als 10 000 Einwohnern; 

 13. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern; 
 14. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemein-

de mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

 15. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit mindestens 
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die 
eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer 
solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finan-
zielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vor-
aussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten 
zu prüfen ist; 

 16. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit 
mindestens 10 000 Einwohnern.“ 

21. Nach Art. 74a Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefügt: 
„(1a) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2 Z 9 bis 12 von 

Amts wegen durchzuführen. 
(1b) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2 Z 13 bis 16 

 1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder 
 2. auf Beschluss des Landtages 
durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei Anträge gemäß Z 2 ge-
stellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1 sind nur hinsichtlich jener Gemeinden zulässig, 
die im Vergleich mit anderen Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen 
verfügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.“ 

22. In Art. 74a Abs. 2 erster Satz wird im Klammerausdruck nach der Wortfolge „Absatz 1“ die Wortfolge 
„und Absatz 1a“ eingefügt. 

23. In Art. 74a Abs. 2 zweiter Satz wird nach der Wortfolge „der geprüften Stelle“ ein Beistrich gesetzt 
und die Wortfolge „sowie der Landesregierung“ durch die Wortfolge „der Landesregierung sowie im 
Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1a dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betreffenden Ge-
meinde“ ersetzt. 

24. In Art. 74a Abs. 3 erster Satz wird im Klammerausdruck nach der Wortfolge „Absatz 1 Z 1 bis 7“ die 
Wortfolge „und Absatz 1b“ eingefügt. 

25. In Art. 74a Abs. 3 Z 2 wird das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt, der Z 3 wird das Wort „und“ 
angefügt sowie folgende Z 4 eingefügt: 
 „4. im Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1b dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betref-

fenden Gemeinde“ 

26. In Art. 75 Abs. 1 Z 1 lit. a und lit.b entfällt jeweils die Wortfolge „gemäß Artikel 53“. 

27. Dem Art. 90 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) Für das Inkrafttreten der durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 64/2014 eingefügten 

oder neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes: 
 1. Art. 12 Abs. 2 und Art. 15 Abs. 7 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 
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 2. Art. 22 Abs. 5, Art. 30 Abs. 1, 1a und 2, Art. 46 Abs. 1a, Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 8, 
Art. 55 Abs. 1, 2 und 3, Art. 56 Abs. 3, 4 und 5, Art. 58 Abs. 2, Art. 60 sowie Art. 75 Abs. 1 Z 1 
lit. a und lit. b treten mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft. 

 3. Art. 53 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in 
Kraft und ist erstmals bei der Wahl der Landesregierung für die XXI. Gesetzgebungsperiode an-
zuwenden. Die Wahl der Mitglieder der Landesregierung in der XX. Gesetzgebungsperiode ist 
nach den bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 64/2014 geltenden Bestimmungen durch-
zuführen. 

 4. Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 9 tritt mit Beginn der XXII. Gesetzgebungsperiode des Land-
tages in Kraft. Zugleich tritt Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 8 außer Kraft. 

 5. Art. 74 Abs. 1, Art. 74 Abs. 2 Z 8 bis 16, Art. 74a Abs. 1a, 1b, 2 und 3 treten mit 1. Jänner 2016 
in Kraft.“ 

Artikel 2 
Änderung des Burgenländischen Landes-Rechnungshof-Gesetzes 

Das Gesetz über den Burgenländischen Landes-Rechnungshof (Burgenländisches Landes-Rech-
nungshof-Gesetz - Bgld. LRHG), LGBl. Nr. 23/2002, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Z 8 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; dem § 2 Abs. 1 werden folgende Z 9 
bis 16 angefügt: 
 „9. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern; 
 10. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemein-

de mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

 11. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit weniger als 
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die 
eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer 
solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finan-
zielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vor-
aussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten 
zu prüfen ist; 

 12. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit 
weniger als 10 000 Einwohnern; 

 13. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern; 
 14. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemein-

de mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet 
werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern bestellt sind; 

 15. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit mindestens 
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die 
eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer 
solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finan-
zielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes 
erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vor-
aussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten 
zu prüfen ist; 

 16. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit 
mindestens 10 000 Einwohnern.“ 

2. Nach § 2 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 
„(2a) Der Landes-Rechnungshof soll zum Zweck der Vermeidung von Doppelprüfungen im Bereich 

der Prüfungen gemäß Abs. 1 Z 9 bis 12 seine Prüfungstätigkeit mit jener des Landes im Bereich der Ge-
barung der Gemeinden (Art. 119a Abs. 2 B-VG) abstimmen.“ 
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3. Nach § 5 Abs. 1 werden folgende Abs. 1a und 1b eingefügt: 
„(1a) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 9 bis 12 von Amts wegen 

(Initiativprüfung [Abs. 2]) durchzuführen. 
(1b) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 bis 16 

 1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder 
 2. auf Beschluss des Landtages 
durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei Anträge gemäß Z 2 ge-
stellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1 sind nur hinsichtlich jener Gemeinden zulässig, 
die im Vergleich mit anderen Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen 
verfügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.“ 

4. In § 5 Abs. 2 erster Satz wird nach dem Zitat „Abs. 1 Z 1“ die Wortfolge „und Abs. 1a“ eingefügt. 

5. In § 5 Abs. 2 wird nach dem siebenten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Im Falle einer Initiativprüfung gemäß Abs. 1a ist dieser Bericht zugleich dem Gemeinderat und dem 
Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie der Landesregierung vorzulegen.“ 

6. In § 5 Abs. 2 vorletzter Satz wird nach der Wortfolge „voraussichtlichen Initiativprüfungen zu erstel-
len“ ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge „wobei pro Gesetzgebungsperiode des Landtages nicht mehr 
als zehn Prüfungen gemäß § 2 Abs. 1 Z 9 bis 12 vorgesehen werden dürfen,“ eingefügt. 

7. In § 5 Abs. 4 erster Satz wird nach der Wortfolge „einer Antragsprüfung gemäß“ die Wortfolge 
„Abs. 1b und“ und nach der Wortfolge „gewünschten Prüfungen“ die Wortfolge „sowie im Falle einer 
Antragsprüfung gemäß Abs. 1b die auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen“ eingefügt. 

8. In § 5 Abs. 4 wird vor dem letzten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Im Falle einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b ist dieser Bericht zugleich dem Gemeinderat und dem 
Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie der Landesregierung vorzulegen.“ 

9. In § 7 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge „Ergebnis einer durchgeführten Prüfung“ die Wort-
folge „aus dem Bereich des Landes (§ 2 Abs. 1 Z 1 bis 5)“ eingefügt. 

10. Dem § 7 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Der Landes-Rechnungshof hat das vorläufige Ergebnis einer durchgeführten Überprüfung aus 

dem Bereich einer Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Z 9 bis 16) dem Bürgermeister sowie der geprüften Stelle zu 
übersenden und die Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Äußerung einzuräumen. Der Bürgermeis-
ter hat zum vorläufigen Ergebnis der durchgeführten Überprüfung Stellung zu nehmen und dem Landes-
Rechnungshof die auf Grund des Prüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen innerhalb von drei Mona-
ten mitzuteilen. Hat der Bürgermeister fristgerecht eine Äußerung abgegeben, so hat der Landes-Rech-
nungshof diese in seine Erwägungen miteinzubeziehen und in seinen Prüfungsbericht einzuarbeiten. Die 
Äußerung des Bürgermeisters ist überdies dem Bericht als Beilage anzuschließen.“ 

11. In § 8 Abs. 1 erster Satz wird nach dem Zitat „§ 5 Abs. 1 Z 1“ die Wortfolge „und Abs. 1a“ eingefügt. 

12. In § 8 Abs. 1 dritter Satz wird nach der Wortfolge „der geprüften Stelle“ ein Beistrich gesetzt sowie 
die Wortfolge „sowie der Landesregierung“ durch die Wortfolge „der Landesregierung sowie im Falle 
einer Initiativprüfung gemäß § 5 Abs. 1a dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betreffenden 
Gemeinde“ ersetzt. 

13. In § 8 Abs. 2 erster Satz wird nach dem Zitat „§ 5 Abs. 1 Z 2“ die Wortfolge „und Abs. 1b“ eingefügt; 
in § 8 Abs. 2 Z 2 wird das Wort „und“ durch einen Beistrich ersetzt, der Z 3 wird das Wort „und“ ange-
fügt sowie folgende Z 4 eingefügt: 
 „4. im Falle einer Prüfung gemäß § 5 Abs. 1b dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betref-

fenden Gemeinde“ 

14. Dem § 18 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) § 2 Abs. 1 Z 8 bis 16, § 2 Abs. 2a, § 5 Abs. 1a, 1b, 2 und 4, § 7 Abs. 1 und 3 und § 8 Abs. 1 und 

2 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.“ 
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Artikel 3 
Änderung des Burgenländischen Volksbegehrensgesetzes 

Das Gesetz über das Verfahren bei der Durchführung von Volksbegehren (Burgenländisches Volks-
begehrensgesetz), LGBl. Nr. 43/1981, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 59/2005, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 3 lautet: 
„(3) Ein Volksbegehren kann auch von 

 1. mindestens zehn Gemeinden auf Grund einstimmig gefasster und übereinstimmender Gemeinde-
ratsbeschlüsse oder 

 2. mindestens 18 Gemeinden auf Grund übereinstimmender Gemeinderatsbeschlüsse 
gestellt werden. Die Gemeinderatsbeschlüsse haben das Volksbegehren in der Form eines Gesetzesent-
wurfes zu enthalten.“ 

2. Dem § 1 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 
„Ein Volksbegehren gemäß Absatz 3 ist unzulässig, wenn der Gesetzesvorschlag mit negativen finanziel-
len Auswirkungen auf die Gebarung des Landes verbunden ist.“ 

3. Dem bisherigen Wortlaut des § 25 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt. 

4. Dem § 25 wird folgender Abs. 2 angefügt: 
„(2) § 1 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 treten mit Beginn der XXI. 

Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft.“ 

Artikel 4 
Änderung des Burgenländischen Landesbezügegesetzes 

Das Gesetz über die Bezüge der obersten Organe des Landes Burgenland (Burgenländisches Lan-
desbezügegesetz - Bgld. LBG), LGBl. Nr. 12/1998, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 6/2014, wird 
wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:  
„Mitglieder des Burgenländischen Landtages, die sich in Karenzurlaub befinden (Artikel 22 Abs. 5  
L-VG, § 17 Abs. 4 bis 6 der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages), haben für diese Zeit 
keinen Anspruch auf Bezüge und sonstige Leistungen nach diesem Gesetz.“ 

2. Dem § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Die die Mitglieder des Burgenländischen Landtages betreffenden Bestimmungen dieses Geset-

zes gelten auch für einen Vertreter eines in Karenzurlaub befindlichen Mitgliedes des Burgenländischen 
Landtages (Artikel 22 Abs. 5 L-VG, § 17 Abs. 4 bis 6 Geschäftsordnung des Burgenländischen Landta-
ges).“ 

3. Dem § 11 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Für jene Kalendermonate, in denen sich ein Mitglied des Burgenländischen Landtages in Karenzurlaub 
befindet, ist kein Pensionsversicherungsbeitrag zu leisten.“ 

4. Dem § 18 wird folgender Abs. 8 angefügt: 
„(8) § 1 Abs. 1 und 3 und § 11 Abs. 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 treten mit Be-

ginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft.“ 
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Artikel 5 
Änderung der Landtagswahlordnung 1995 

Die Landtagswahlordnung 1995 - LTWO 1995, LGBl. Nr. 4/1996, in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Festsetzung und Abgrenzung der Wahlsprengel ist vom Bürgermeister vorzunehmen. Die 

Wahlsprengel sind fortlaufend zu nummerieren und können zusätzlich in Worten bezeichnet werden. Die 
Anzahl der Wahlsprengel, die Nummer und die Bezeichnung derselben sind mit der Kundmachung der 
Verordnung über die Wahlausschreibung (§ 1 Abs. 4) zu verlautbaren.“ 

2. § 10 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Gemeinden haben, um Wählern 

 1. die auf Grund eines Antrages gemäß § 33 Abs. 2 letzter Satz eine Wahlkarte besitzen, die Aus-
übung des Wahlrechts zu erleichtern und 

 2. die Ausübung des Wahlrechts gemäß § 54b vor dem Wahltag zu ermöglichen, 
wenigstens je eine Sonderwahlbehörde zu bilden. Im Fall nach Z 1 sucht die Wahlbehörde die Wähler am 
Wahltag auf, im Fall nach Z 2 erfolgt die Stimmabgabe im dafür bestimmten Wahllokal. Die Festsetzung 
der Anzahl und die Abgrenzung des Tätigkeitsbereichs der Sonderwahlbehörden sind vom Bürgermeister 
vorzunehmen und mit der Kundmachung der Verordnung der Landesregierung über die Wahlausschrei-
bung (§ 1 Abs. 4) zu verlautbaren. Die Sonderwahlbehörden dürfen den örtlichen Wirkungsbereich der 
Gemeinde nicht überschreiten.“ 

3. In § 33 Abs. 2 wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörde“ die Wortfolge „gemäß § 10 Abs. 1 Z 1“ 
eingefügt. 

4. In § 42 Abs. 3 wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörde“ die Wortfolge „gemäß § 10 Abs. 1 Z 1“ 
eingefügt. 

5. Nach § 42 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Die Gemeindewahlbehörde hat jene Wahlbehörde zu bestimmen, welcher die Wahlkuverts 

gemäß § 54b Abs. 4 vom Bürgermeister zu übergeben sind.“ 

6. In § 42 Abs. 4 wird das Wort „fünften“ durch die Ordnungsnummer „13.“ ersetzt. 

7. § 46 lautet: 
„§ 46 

Wahlzeit 
(1) Der Beginn und die Dauer der Stimmabgabe ist so festzusetzen, dass den Wählern die Ausübung 

des Wahlrechts tunlichst gesichert ist. Das Ende der Wahlzeit darf am Wahltag nicht später als auf 17 Uhr 
festgelegt werden. 

(2) Die Wahlzeit darf nicht weniger als zwei Stunden betragen. Dies gilt nicht für die Sonderwahl-
behörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 1. 

(3) Die Wahlzeit der Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 endet spätestens eine Stunde vor 
dem Ende der Wahlzeit der gemäß § 42 Abs. 3 bestimmten Wahlbehörde. 

(4) Die Stimmabgabe vor der Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 hat am neunten Tag vor 
dem Wahltag zu erfolgen. Die Wahlzeit ist so festzulegen, dass das dafür bestimmte Wahllokal wenigs-
tens durch zwei Stunden, jedenfalls aber in der Zeit zwischen 18 Uhr und 19 Uhr geöffnet ist.“ 

8. In der Überschrift zu § 54a wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörde“ die Wortfolge „gemäß § 10 
Abs. 1 Z 1“ angefügt. 

9. In § 54a wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörden“ die Wortfolge „gemäß § 10 Abs. 1 Z 1“ eingefügt. 

10. Der bisherige § 54b wird zu § 54c. 
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11. Nach § 54a wird folgender § 54b (neu) eingefügt: 

„§ 54b 
Stimmabgabe vor dem Wahltag 

(1) Um Personen die Ausübung des Wahlrechts vor dem Wahltag vor einer Wahlbehörde in der Ge-
meinde, in der sie im Wählerverzeichnis eingetragen sind, zu ermöglichen, hat die Gemeindewahlbehörde 
wenigstens eine Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 einzurichten, die für diese Personen am 
neunten Tag vor dem Wahltag zur Stimmabgabe zur Verfügung steht. Wahlkarten dürfen von diesen 
Wahlbehörden jedoch nicht entgegengenommen werden. Ebenso ist eine Stimmabgabe mit Wahlkarte 
nicht zulässig. 

(2) Macht ein Wähler von seinem Stimmrecht vor dem Wahltag Gebrauch, so ist in das Abstim-
mungsverzeichnis der Name des Wählers unter fortlaufender Zahl und die fortlaufende Zahl des Wähler-
verzeichnisses und in der Rubrik „Anmerkung“ die Nummer des Wahlsprengels, in dessen Wählerver-
zeichnis der Wähler aufscheint, einzutragen. Gleichzeitig wird sein Name unter Hinzufügung des Ver-
merks „Vorgezogene Stimmabgabe“ in der Rubrik „Anmerkung“ im entsprechenden Wählerverzeichnis 
abgestrichen. Im Übrigen sind die Bestimmungen der §§ 48 bis 52 und § 65 Abs. 1 und 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Nach Ablauf der Wahlzeit muss die Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 die Urne entlee-
ren, die abgegebenen ungeöffneten Wahlkuverts zählen und feststellen, ob die Zahl der abgegebenen 
Kuverts mit der Zahl der im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Wähler übereinstimmt. Stimmen die 
Zahlen nicht überein, so muss die Tatsache und der mutmaßliche Grund dafür in der Niederschrift festge-
halten werden. Die Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2  hat gemäß § 65 Abs. 10 eine Nieder-
schrift abzufassen. 

(4) Anschließend hat die Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 die ungeöffneten Wahlkuverts 
und die Niederschrift samt Beilagen in einem Umschlag oder einer vergleichbaren Umschließung zu 
verpacken und zu versiegeln. Auf der Verpackung ist die Anzahl der darin enthaltenen ungeöffneten 
Wahlkuverts anzugeben. Die Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 hat sämtliche Wahlunterlagen 
einschließlich der ungeöffneten Wahlkuverts dem Bürgermeister zu übergeben. Die Übernahme der Un-
terlagen ist auf der Verpackung zu bestätigen. Der Bürgermeister hat dafür Sorge zu tragen, dass sämtli-
che Wahlunterlagen einschließlich der ungeöffneten Wahlkuverts unter Verschluss verwahrt werden. Am 
Wahltag sind diese Unterlagen der gemäß § 42 Abs. 3a bestimmten Wahlbehörde zu Beginn der Wahl-
handlung gegen eine Empfangsbestätigung in zweifacher Ausfertigung zu übergeben. Eine Ausfertigung 
ist für den Übergeber, die zweite Ausfertigung für den Übernehmer bestimmt.“ 

12. In § 59 Abs. 1 wird das Wort „vierten“ durch das Wort „elften“ ersetzt. 

13. In § 65 Abs. 3 wird das Zitat „§ 54b Abs. 4“ durch das Zitat „§ 54c Abs. 4“, das Zitat „§ 54b Abs. 3 
Z 1 bis 4“ jeweils durch das Zitat „§ 54c Abs. 3 Z 1 bis 4“ und das Zitat „§ 54b Abs. 3 Z 5 bis 7“ durch 
das Zitat „§ 54c Abs. 3 Z 5 bis 7“ ersetzt. 

14. In § 65 Abs. 9 wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörde“ jeweils die Wortfolge „gemäß § 10 Abs. 1 
Z 1“ eingefügt. 

15. Dem § 65 wird folgender Abs. 10 angefügt: 
„(10) Die Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 hat eine Niederschrift unter sinngemäßer An-

wendung des § 66 Abs. 1 und 2 Z 1 bis 8 abzufassen. Der Niederschrift sind die Unterlagen gemäß § 66 
Abs. 3 Z 2, 4 und 7 anzuschließen. § 66 Abs. 4 bis 6 ist anzuwenden. Die gemäß § 42 Abs. 3a bestimmte 
Wahlbehörde hat die Stimmzettel aus den vor dieser Sonderwahlbehörde abgegebenen Wahlkuverts un-
unterscheidbar in die Feststellung ihres Wahlergebnisses einzubeziehen.“ 

16. In § 66 Abs. 2 Z 10 wird nach dem Wort „Sonderwahlbehörde“ die Wortfolge „gemäß § 10 Abs. 1 
Z 1“ eingefügt und der nach dem Wort „Stimmzettel“ befindliche Punkt durch einen Beistrich ersetzt. 

17. Dem § 66 Abs. 2 wird folgende Z 11 angefügt: 
 „11. die Feststellung über die Einbeziehung der bei der Sonderwahlbehörde gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 

abgegebenen Stimmzettel.“ 

18. In § 66 Abs. 3 Z 8 wird der nach dem Wort „Unterlagen“ befindliche Punkt durch einen Beistrich 
ersetzt.
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19. Dem § 66 Abs. 3 wird folgende Z 9 angefügt: 
 „9. die von der Sonderwahlbehörde gemäß § 65 Abs. 10 erster Satz verfasste Niederschrift und die 

dieser Niederschrift angeschlossenen Unterlagen mit der Empfangsbestätigung gemäß § 54b 
Abs. 4.“ 

20. § 77 Abs. 3 lautet: 
„(3) Das restliche der Partei zufallende Mandat ist das Vorzugsstimmenmandat. Es erhält der Wahl-

werber der Wahlkreisliste, 
 1. dem noch kein Mandat nach Abs. 1 zugewiesen wurde und 
 2. dessen Vorzugsstimmenzahl größer ist als die der anderen Bewerber der Wahlkreisliste seiner 

Partei, denen kein Mandat nach Abs. 1 zugewiesen wurde.“ 

21. Dem § 96 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) § 5 Abs. 3, § 10 Abs. 1, § 33 Abs. 2 § 42 Abs. 3, 3a und 4, § 46, § 54a, § 54b, § 54c, § 59 

Abs. 1, § 65 Abs. 3, 9 und 10, § 66 Abs. 2 und 3 und § 77 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 64/2014 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 

65. Gesetz vom 11. Dezember 2014 über Verlautbarungen im Burgenland (Bgld. Verlaut-
barungsgesetz 2015 - Bgld. VerlautG 2015) 

Der Landtag hat beschlossen: 
Inhaltsverzeichnis 
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Landesgesetzblatt 

 § 1 Herausgabe, Inhalt und Form 
 § 2 Verlautbarungen 
 § 3 Elektronische Verlautbarung 
 § 4 Zugang zu den Rechtsvorschriften 
 § 5 Sicherung der Authentizität und Integrität 

II. Abschnitt 
Landesamtsblatt 

 § 6 Herausgabe und Form 
 § 7 Inhalte 
 § 8 Elektronische Kundmachung des Landesamtsblattes 

III. Abschnitt 
Verlautbarungen besonderer Art 

 § 9 Außerordentliche Verhältnisse 
 § 10 Kundmachung durch Auflegung zur öffentlichen Einsichtnahme 

IV. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

 § 11 Räumlicher Geltungsbereich 
 § 12 Zeitlicher Geltungsbereich 
 § 13 Verlautbarungsfehler 
 § 14 Verhältnis zu anderen Verlautbarungsvorschriften 
 § 15 Strafbestimmung 
 § 16 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
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I. Abschnitt 
Landesgesetzblatt 

§ 1 
Herausgabe, Inhalt und Form 

(1) Die Landesregierung hat das „Landesgesetzblatt für das Burgenland“ (Landesgesetzblatt) heraus-
zugeben. 

(2) Das Titelblatt einer jeden Verlautbarung hat im Kopfteil die Bezeichnung „Landesgesetzblatt für 
das Burgenland“, den Jahrgang, den Tag der Freigabe zur Abfrage und die Verlautbarungsnummer zu 
enthalten. Außerdem sind im Kopfteil die einzelnen Verlautbarungen nach ihrer Art zu bezeichnen (Ver-
fassungsgesetz, Gesetz, Landtagsbeschluss, Staatsvertrag des Landes, staatsrechtliche Vereinbarung, Ver-
ordnung, Kundmachung) sowie deren Titel wiederzugeben. Soweit zu den verlautbarten Rechtsvor-
schriften der Allgemeinheit zugängliche Materialien vorhanden sind, ist auf diese hinzuweisen. 

(3) Das Landesgesetzblatt ist mit der Jahreszahl des Kalenderjahres zu versehen, in dem es ausge-
geben wird. Innerhalb des Kalenderjahres sind die einzelnen Stücke sowie die einzelnen Verlautbarungen 
fortlaufend zu nummerieren. Jede Seite hat auf die in § 3 genannte Internetadresse hinzuweisen. Auf den 
der Titelseite einer Kundmachung folgenden Seiten sind jeweils am oberen Rand in einer Zeile die Be-
zeichnung „Bgld. LGBl.“, die Verlautbarungsnummer, der Jahrgang, der Tag der Freigabe zur Abfrage 
und die Seitenzahl der Verlautbarung anzuführen. 

§ 2 
Verlautbarungen 

(1) Im Landesgesetzblatt sind zu verlautbaren: 
 1. Gesetzesbeschlüsse des Landtags gemäß Art. 34 L-VG; 
 2. Kundmachungen über die Aufhebung verfassungswidriger Landesgesetze durch den Verfas-

sungsgerichtshof und über den Ausspruch des Verfassungsgerichtshofs, dass ein Landesgesetz 
verfassungswidrig war; 

 3. Staatsverträge des Landes mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten und 
Vereinbarungen des Landes mit dem Bund oder mit anderen Ländern gemäß Art. 82 L-VG und 
die Kündigung solcher Staatsverträge und Vereinbarungen; 

 4. Kundmachungen über die Aufhebung verfassungs- oder gesetzwidriger Staatsverträge und Kund-
machungen über Feststellungen des Verfassungsgerichtshofs, ob eine Vereinbarung gemäß 
Art. 82 L-VG vorliegt; 

 5. Rechtsverordnungen der Landesregierung und der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes; 
 6. Kundmachungen über die Aufhebung gesetzwidriger Verordnungen durch den Verfassungsge-

richtshof und über den Ausspruch, dass eine Verordnung gesetzwidrig war; ferner Kundmach-
ungen über ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, soweit in diesem die Kundmachung im 
Landesgesetzblatt angeordnet wurde; 

 7. wiederverlautbarte Rechtsvorschriften im Sinne des Art. 35 Abs. 3 L-VG; 
 8. Kundmachungen über Feststellungen des Verfassungsgerichtshofs, dass bei der Wiederverlaut-

barung einer Rechtsvorschrift die Grenzen der erteilten Ermächtigung überschritten wurden; 
 9. Kundmachungen der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes über die Berichtigung von 

Kundmachungen im Landesgesetzblatt; 
 10. sonstige nach anderen Landesgesetzen oder -verordnungen im Landesgesetzblatt vorzunehmende 

Verlautbarungen und Kundmachungen. 
(2) Im Landesgesetzblatt können Rechtsverordnungen sonstiger Landesbehörden verlautbart werden, 

wenn sie für das ganze Landesgebiet oder große Teile desselben Geltung haben. 

§ 3 
Elektronische Verlautbarung 

(1) Die Verlautbarung der Rechtsvorschriften hat elektronisch im Rahmen des Rechtsinformations-
systems des Bundes (RIS) zu erfolgen. 

(2) Die im Landesgesetzblatt zu verlautbarenden Rechtsvorschriften sind durch die Landeshauptfrau 
oder den Landeshauptmann entsprechend den §§ 3 bis 5 an die Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler 
elektronisch und mit einer elektronischen Signatur versehen zu übermitteln und im Internet unter der 
Adresse „www.ris.bka.gv.at“ durch Freigabe zur Abfrage zu verlautbaren. 
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(3) Wenn und solange die Verlautbarung der im Landesgesetzblatt zu verlautbarenden Rechtsvor-
schriften oder die Bereithaltung zur Abfrage im Internet nicht bloß vorübergehend unmöglich ist, hat 
deren Verlautbarung oder Bereithaltung in anderer dem Art. 35 L-VG entsprechenden Weise zu erfolgen. 

(4) Die gemäß Abs. 3 kundgemachten Rechtsvorschriften sind sobald wie möglich im Internet unter 
der in Abs. 2 genannten Internetadresse wiederzugeben. Die Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren 
bloßen Mitteilungscharakter, die Art der Verlautbarung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

(5) Die im Landesgesetzblatt verlautbarten Rechtsvorschriften können zusätzlich auch noch in ande-
rer geeigneter Weise, insbesondere im E-Government-Portal des Landes Burgenland unter http://e-
government.bgld.gv.at, bekannt gemacht werden. Diesen Bekanntmachungen kommt keine verbindliche 
Wirkung zu. Für die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser nicht authentischen Daten wird nicht gehaftet. 

§ 4 
Zugang zu den Rechtsvorschriften 

(1) Die verlautbarten Rechtsvorschriften sind von der Bundeskanzlerin oder vom Bundeskanzler auf 
Dauer unter der in § 3 genannten Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten. Sie müssen jederzeit ohne 
Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich sein, sodass jede Person vom Inhalt der Rechts-
vorschriften Kenntnis erlangen und unentgeltlich Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Die Landesregierung hat dafür zu sorgen, dass jede Person Ausdrucke der Verlautbarungen in 
den Landesbesetzblättern sowie Ausdrucke oder Vervielfältigungen der bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2014 erschienenen Landesgesetzblätter beim Amt der Burgenländischen Landesregierung erhalten kann. 

§ 5 
Sicherung der Authentizität und Integrität 

(1) Dokumente, die eine elektronisch zu verlautbarende Rechtsvorschrift enthalten, müssen ein For-
mat haben, das die Aufwärtskompatibilität gewährleistet, sodass sichergestellt ist, dass die Rechts-
vorschriften ungeachtet technischer Weiterentwicklungen auch in Zukunft gelesen werden können. Sie 
müssen in einem zuverlässigen Prozess erzeugt werden und mit einer elektronischen Amtssignatur verse-
hen sein. 

(2) Dokumente gemäß Abs. 1 dürfen nach Erstellung der Amtssignatur nicht mehr geändert und, so-
bald sie zur Abfrage freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht werden. 

(3) Die Landesregierung hat von jedem zur Abfrage freigegebenen Dokument mindestens zwei Si-
cherungskopien und zwei beglaubigte Ausdrucke zu erstellen. Je eine Sicherungskopie und je ein beglau-
bigter Ausdruck sind jeweils ohne unnötigen Aufschub, spätestens zu Beginn des Folgejahres, an das 
Burgenländische Landesarchiv abzuliefern und von diesem zu archivieren. 

II. Abschnitt 
Landesamtsblatt 

§ 6 
Herausgabe und Form 

(1) Die Landesregierung hat als Amts- und Informationsblatt für das Burgenland das „Landes-
amtsblatt für das Burgenland“ (Landesamtsblatt) herauszugeben. 

(2) Das Landesamtsblatt erscheint nach Möglichkeit und Bedarf wöchentlich und ist mit fort-
laufenden Jahrgangsnummern zu versehen. Innerhalb des Jahrganges sind die einzelnen Stücke und in 
diesen die einzelnen Verlautbarungen fortlaufend zu nummerieren. 

§ 7 
Inhalte 

(1) Im Landesamtsblatt sind zu verlautbaren: 
 1. nach anderen Rechtsvorschriften im Landesamtsblatt vorzunehmende Kundmachungen - insbe-

sondere Verordnungen, Bescheide, Ausschreibungen und sonstige Mitteilungen von Landes-
behörden -, mit der in diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Wirkung; 

 2. Kundmachungen der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes über die Berichtigung von 
Kundmachungen im Landesamtblatt. 

(2) Im Landesamtsblatt können verlautbart werden werden: 
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 1. ausschließlich an nachgeordnete Verwaltungsorgane ergehende generelle Anordnungen (Verwal-
tungsverordnungen), Dienstanweisungen, Instruktionen, Erlässe ua. der Landeshauptfrau oder 
des Landeshauptmannes, der Landesregierung und sonstiger Landesorgane, soweit sie für einen 
größeren Adressatenkreis von Bedeutung sind; 

 2. Rechtsverordnungen und Verwaltungsverordnungen von Bundesbehörden und Gemeindebe-
hörden auf deren Ersuchen; 

 3. Kundmachungen von ordentlichen Gerichten und Verwaltungsgerichten; 
 4. sonstige Kundmachungen, Mitteilungen u. dgl. von Landesdienststellen sowie von Bundesdienst-

stellen, Gemeindeämtern und anderen Stellen (zB Vereine, Genossenschaften) auf ihr Ersuchen, 
wenn an der Kundmachung ein öffentliches Interesse besteht. 

§ 8 
Elektronische Kundmachung des Landesamtsblattes 

(1) Das Landesamtblatt ist im Internet unter http://e-government.bgld.gv.at/ zur Abfrage bereitzu-
halten. Diese Kundmachungen müssen allgemein, unentgeltlich und ohne Identitätsnachweis zugänglich 
sein, sodass jede Person vom Inhalt der Kundmachung Kenntnis erlangen und Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Darüber hinaus hat die Landesregierung dafür zu sorgen, dass jede Person Ausdrucke der Ver-
lautbarungen im Landesamtblatt oder Kopien von bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 erschienenen 
Stücken erhalten kann. 

(3) Wenn und solange die Bereithaltung zur Abfrage im Internet nicht bloß vorübergehend unmög-
lich ist, hat deren Bereithaltung in einer anderen entsprechenden Weise zu erfolgen. 

III. Abschnitt 
Verlautbarungen besonderer Art 

§ 9 
Außerordentliche Verhältnisse 

(1) Für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse, in denen eine Verlautbarung im Landesgesetzblatt 
oder im Landesamtsblatt nicht oder nicht rasch genug möglich ist, können - unbeschadet § 3 Abs. 3 
und 4 - in Angelegenheiten der Landesverwaltung die Landesregierung und in Angelegenheiten der mit-
telbaren Bundesverwaltung die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann sonstige Rechtsvorschriften 
oder andere Verlautbarungen statt im Landesgesetzblatt oder im Landesamtsblatt in anderer geeigneter 
Weise (durch Rundfunk, sonstige akustische Mittel, durch Veröffentlichung in Tageszeitungen, durch 
Plakatierung ua.) verlautbaren und gleiches auch für die Verlautbarung von Rechtsvorschriften und Kund-
machungen nachgeordneter Behörden anordnen. 

(2) Gemäß Abs. 1 verlautbarte Rechtsvorschriften oder Kundmachungen treten, wenn in ihnen nichts 
anderes bestimmt ist, mit dem Zeitpunkt der ersten Kundmachung in Kraft. 

(3) Gemäß Abs. 1 verlautbarte Rechtsvorschriften oder Kundmachungen sind sobald wie möglich 
auch im Landesgesetzblatt oder Landesamtsblatt wiederzugeben; die Wiedergabe hat nur Mitteilungs-
charakter. Die Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der Kund-
machung, den Zeitpunkt des Beginns der Wirksamkeit und gegebenenfalls des Außerkrafttretens zu ent-
halten. 

§ 10 
Kundmachung durch Auflegung zur öffentlichen Einsichtnahme 

(1) Enthält eine im Landesgesetzblatt oder Landesamtsblatt zu verlautbarende Rechtsvorschrift Plä-
ne, Karten oder andere Teile, deren Verlautbarung im Landesgesetzblatt oder im Landesamtsblatt wegen 
ihres Umfanges, ihres Formats oder ihrer technischen Gestaltung einen wirtschaftlich nicht vertretbaren 
Aufwand verursachen würde, so können diese Teile durch Auflegung zur öffentlichen Einsichtnahme bei 
geeigneten Dienststellen bzw. Organisationseinheiten des Landes oder der Gemeinden während der für 
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden für die Dauer der Geltung der Rechtsvorschrift kundge-
macht werden. Dasselbe gilt, wenn durch deren Verlautbarung im Landesgesetzblatt oder im Landes-
amtsblatt der Zugang zu den Rechtsvorschriften im Sinne des § 4 nicht hinreichend sichergestellt werden 
könnte. 



Landesgesetzblatt Nr. 65/2014 282 

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Verlautbarungsform ist im Rechtsakt selbst festzulegen. Dabei ist die 
Dauer dieser Kundmachung zu bestimmen, die sich jedenfalls auf die Dauer der Wirksamkeit der kund-
zumachenden Vorschrift zu erstrecken. 

(3) Werden Teile einer Rechtsvorschrift nach Abs. 1 kundgemacht, so sind in der Rechtsvorschrift 
die Dienststellen bzw. Organisationseinheiten, bei denen die Auflegung zur öffentlichen Einsichtnahme 
zu erfolgen hat, genau zu bezeichnen. 

(4) Wurden Teile einer Rechtsvorschrift nach Abs. 1 kundgemacht, so hat jedermann das Recht, bei 
den Dienststellen bzw. Organisationseinheiten, bei denen die Auflegung zur öffentlichen Einsichtnahme 
erfolgt, eine Kopie der solcherart verlautbarten Teile der Rechtsvorschrift zu verlangen. 

(5) Werden durch eine Rechtsvorschrift technische Regelwerke, die aus Erkenntnissen der Wissen-
schaft und Erfahrungen der Praxis abgeleitet und von einer fachlich hierzu berufenen Stelle herausge-
geben worden sind und bei dieser von jedermann bezogen werden können, zur Gänze oder zum Teil für 
verbindlich erklärt, so bedürfen sie nicht der Verlautbarung im Landesgesetzblatt bzw. im Landesamts-
blatt und sind für die Dauer ihrer Geltung beim Amt der Burgenländischen Landesregierung zur öffent-
lichen Einsichtnahme aufzulegen. Jedermann hat das Recht, eine Vervielfältigung solcher durch Auflage 
kundgemachter Teile der Rechtsvorschrift zu verlangen, sofern die Vervielfältigung mit einem vertret-
baren technischen Aufwand möglich und urheberrechtlich zulässig ist. In der Rechtsvorschrift sind die 
Regelwerke, deren Gegenstand und die Stelle, von der sie herausgegeben wurden, unter Angabe ihrer 
Adresse, sowie die Dienststellen bzw. Organisationseinheiten, bei denen die Auflegung zur öffentlichen 
Einsichtnahme zu erfolgen hat, zu bezeichnen. Die Landesregierung hat diese Informationen mit elektro-
nischer Signatur versehen auf der Internetseite des Landes bekannt zu machen und auf die Auflegung 
hinzuweisen. 

IV. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 11 
Räumlicher Geltungsbereich 

Alle im Landesgesetzblatt und im Landesamtsblatt enthaltenen Verlautbarungen erstrecken sich, 
wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt wird, auf das gesamte Landesgebiet. 

§ 12 
Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die verbindliche Kraft von Verlautbarungen im Landesgesetzblatt oder Landesamtsblatt beginnt, 
wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist und ausgenommen Kundmachungen nach § 9, nach Ablauf 
des Tages ihrer Verlautbarung. 

(2) Rechtsvorschriften, die nach §§ 9 bis 10 kundgemacht werden, treten, soweit nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer Auflage zur öffentlichen Einsicht oder Kundmachung in 
Kraft. 

(3) Der Tag der Verlautbarung ist der Tag, an dem das Landesgesetzblatt oder Landesamtsblatt zur 
Abfrage freigegeben wird. Dieser ist auf jedem Stück des Landesgesetzblatts und des Landesamtsblatts 
anzugeben. 

§ 13 
Verlautbarungsfehler 

(1) Verlautbarungsfehler im Sinne des Abs. 3 im Landesgesetzblatt sind mit Kundmachung der Lan-
deshauptfrau oder des Landeshauptmannes zu berichtigen. 

(2) Verlautbarungsfehler im Sinne des Abs. 3 im Landesamtsblatt sind, soweit die Verlautbarung der 
mittelbaren Bundesverwaltung oder der Landesverwaltung zuzuordnen ist und rechtsverbindlichen Inhalt 
hat, mit Kundmachung der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes zu berichtigen. 

(3) Verlautbarungsfehler sind Abweichungen einer Kundmachung vom Original und Fehler, die bei 
der inneren Einrichtung der Kundmachung (Nummerierung der einzelnen Kundmachungen, Seitenan-
gabe, Angabe des Tages der Freigabe zur Abfrage im Internet und dergleichen) unterlaufen sind, wie etwa 
offenkundig auf einem technischen Gebrechen oder auf einem Versehen beruhende Fehler. 
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(4) Die Berichtigung einer Verlautbarung ist unzulässig, wenn dadurch der materielle Inhalt der ver-
lautbarten Rechtsvorschrift geändert werden würde. 

(5) Die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann hat, wenn in einem Gesetzesbeschluss des 
Landtages auf einen noch nicht kundgemachten Gesetzesbeschluss verwiesen wurde, anlässlich der Ver-
lautbarung dieses Gesetzesbeschlusses im Landesgesetzblatt die Zitierung zu ergänzen. 

(6) Abs. 5 gilt für Zitate in Verordnungen der Landesregierung oder der Landeshauptfrau oder des 
Landeshauptmannes sinngemäß. 

§ 14 
Verhältnis zu anderen Verlautbarungsvorschriften 

In anderen Gesetzen getroffene Bestimmunen über die Verlautbarung oder Kundmachung von 
Rechtsvorschriften werden durch dieses Gesetz nicht berührt. Unberührt bleiben ferner alle auf dem Ge-
biet der Bundesverwaltung für die Verlautbarung von Rechtsvorschriften geltenden Bestimmungen. 

§ 15 
Strafbestimmung 

(1) Wer Werke, die einem Landesgesetzblatt oder Landesamtsblatt gleich oder ähnlich sind, in Auf-
trag gibt, herstellt oder verbreitet, ist von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 
800 Euro zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 hergestellte Werke können unabhängig von den an ihnen bestehenden Besitz- und 
Eigentumsverhältnissen für verfallen erklärt werden. 

§ 16 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2015 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz vom 29. Oktober 1990 über Verlaut-

barungen im Burgenland, LGBl. Nr. 17/1991, außer Kraft. 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 
 

66. Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Burgenländische EVTZ-Gesetz geändert 
wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische EVTZ-Gesetz - Bgld. EVTZG, LGBl. Nr. 30/2011, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird nach dem Zitat „S. 19“ die Wortfolge „, in der Fassung der Verordnung 1302/2013/EU, 
ABl. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 303,“ eingefügt. 

2. Im Einleitungssatz von § 2 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „betreffend die Teilnahme“ die Wortfolge 
„oder des Beitritts“ eingefügt. 

3. In § 2 Abs. 1 Z 3 wird die Wortfolge „sonstiger Einrichtungen nach Art. 3 Abs. 1 lit. d der EVTZ-
Verordnung“ durch die Wortfolge „eines sonstigen Unternehmens oder einer sonstigen Einrichtung nach 
Art. 3 Abs. 1 lit. d oder e“ ersetzt. 

4. In § 2 Abs. 3 wird die Wortfolge „unter der Auflage des Ausschlusses oder einer Beschränkung der 
Haftung gemäß Art. 12 Abs. 2 der EVTZ-Verordnung“ durch die Wortfolge „unter Auflagen und Bedin-
gungen“ ersetzt. 
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5. § 3 Abs. 1 Z 3 lautet: 
 „3. die Teilnahmegenehmigungen nach Art. 4 Abs. 3 oder 3a der EVTZ-Verordnung, der Nachweis 

des Ablaufs der in Art. 4 Abs. 3 der EVTZ-Verordnung genannten Frist oder der Beitritts-
genehmigung nach Art. 4 Abs. 6a der EVTZ-Verordnung und“ 

6. In § 3 Abs. 2 wird im zweiten Satz vor der Wortfolge „der Satzung“ die Wortfolge „der Übereinkunft 
und“ eingefügt. 

7. Dem § 3 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 
„Änderungen der Satzung eines EVTZ mit Sitz im Burgenland aufgrund des Beitritts eines neuen Mit-
gliedes aus einem Mitgliedstaat, der die Übereinkunft bereits genehmigt hat, sind der Landesregierung 
mitzuteilen.“ 

8. § 5 Abs. 6 erster Satz lautet: 
„Die Landesregierung bestimmt als zuständige Behörde im Sinne des Art. 9 Abs. 2 der EVTZ-Ver-
ordnung externe unabhängige Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer mittels Bescheid, sofern 
solche nicht bereits in der Satzung des EVTZ benannt werden.“ 

9. Dem § 6 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) §§ 1, 2 Abs. 1 und 3, § 3 Abs. 1, 2 und 5 sowie § 5 Abs. 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl. 

Nr. 66/2014 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 
 
 

67. Gesetz vom 11. Dezember 2014 über den Pensionssicherungsbeitrag in Landes- und 
Gemeindeunternehmungen im Burgenland (Burgenländisches Landes-Pensionssicher-
ungsbeitrags-Gesetz - Bgld. L-PSBG) 

Der Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
Regelungsgegenstand und Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Bezugsberechtigte von Ruhe- und Versorgungsbezügen aus direkten Leis-
tungszusagen von Landes- und Gemeindeunternehmungen, und -instituten und deren Tochterunter-
nehmen. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind 
 1. Bezugsberechtigte: Funktionäre und Bedienstete sowie ehemalige Funktionäre und Bedienstete 

von Landes- oder Gemeindeunternehmungen und -instituten und deren Tochterunternehmen so-
wie jeweils deren Angehörige und Hinterbliebene. 

 2. direkte Leistungszusagen: unmittelbar von Landes- oder Gemeindeunternehmungen und -insti-
tuten und deren Tochterunternehmen geleistete Zahlungen. 

 3. Landes- und Gemeindeunternehmungen: die auf Grund einer Mehrheitsbeteiligung des Landes 
und/oder einer bzw. mehrerer Gemeinden oder einer tatsächlichen Beherrschung durch die ge-
nannten Gebietskörperschaften auf Grund von finanziellen, wirtschaftlichen oder organisato-
rischen Maßnahmen der Kontrolle des Rechnungshofs unterliegende Organisationen. 
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§ 3 
Pensionssicherungsbeitrag 

(1) Bezugsberechtigte haben, soweit ihre Pensionsleistung die Höhe der jeweiligen monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlage nach § 19 Abs. 4 Burgenländisches Landesbeamten-Pensionsgesetz 2002 
(LBPG 2002), LGBl. Nr. 103/2002, in der jeweils geltenden Fassung, überschreitet, für jene Anteile, 
welchen den aus dem ASVG stammenden Teil übersteigen, einen Pensionssicherungsbeitrag an jenes 
Unternehmen oder Institut zu leisten, von dem sie die Leistungen beziehen.  

(2) Der Pensionssicherungsbeitrag ist von der auszahlenden Stelle einzubehalten und beträgt: 
 1. 5% für jenen Teil der Leistung, der über 100% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, 

aber nicht mehr als 150% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 
 2. 10% für jenen Teil der Leistung, der über 150% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, 

aber nicht mehr als 200% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 
 3. 20% für jenen Teil der Leistung, der über 200% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, 

aber nicht mehr als 300% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt und 
 4. 25% für jenen Teil der Leistung, der über 300% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt. 

(3) Für den von Sonderzahlungen zu entrichtenden Beitrag gilt der aliquote Teil des Prozentsatzes 
der Höchstbeitragsgrundlage in Abs. 2.  

§ 4 
Umgehungsschutz 

Vereinbarungen, durch die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes bestehende und ab 
diesem Zeitpunkt gebührende Ansprüche oder bestehende und zukünftige Anwartschaften im Sinne von 
§§ 2 und 3 auf eine Pensionskasse übertragen oder sonst in wirtschaftlich vergleichbare Ansprüche oder 
Anwartschaften umgewandelt werden sollen, bedürfen der Genehmigung der Landesregierung. Werden 
Vereinbarungen zu dem Zweck abgeschlossen, keinen Beitrag im Sinne des § 3 zu entrichten, ist die 
Genehmigung zu versagen. 

§ 5 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 
(2) Dieses Gesetz gilt auch für Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits 

einen Anspruch auf Leistungen (Bezüge, Ruhebezüge, Versorgungsbezüge oder die gesetzliche Pensions-
versicherung ergänzende Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen) gehabt oder 
solche Leistungen bereits bezogen haben. 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 

 
 
 

68. Gesetz vom 11. Dezember 2014, mit dem das Burgenländische Landwirtschafts-
kammergesetz geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Landwirtschaftskammergesetz, LGBl. Nr. 76/2002, in der Fassung des Geset-
zes LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 21 Abs. 2 wird die Wortfolge „BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung des Bundesverfassungsge-
setzes BGBl. I Nr. 76/2010“ durch die Wortfolge „BGBl. I Nr. 64/1997, in der Fassung des Bundesver-
fassungsgesetzes BGBl. I Nr. 46/2014“ ersetzt. 
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2. Dem § 21 wird folgender Abs. 7 angefügt: 
 „(7) 1. Von Ruhegenüssen (Versorgungsgenüssen) aus direkten Leistungszusagen (§ 2 Z 2 Betriebs-

pensionsgesetz, BGBl. Nr. 282/1990) an Präsidenten und Vizepräsidenten, sowie ehemaliger Prä-
sidenten und ehemaliger Vizepräsidenten sowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen ist, so-
weit diese die Höhe der jeweils geltenden monatlichen Höchstbeitragsgrundlage nach § 19 Abs. 4 
Burgenländisches Landesbeamten-Pensionsgesetz 2002 (LBPG 2002), LGBl. Nr. 103/2002, in der 
jeweils geltenden Fassung, überschreiten, für jene Anteile, welchen den aus dem ASVG stam-
menden Teil übersteigen, ein Pensionssicherungsbeitrag an die Landwirtschaftskammer zu leis-
ten, der von der Landwirtschaftskammer einzubehalten ist. 

 2. Der Pensionssicherungsbeitrag beträgt: 
 a) 5% für jenen Teil der Leistung, der über 100% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage liegt, 

aber nicht mehr als 150% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 
 b) 10% für jenen Teil der Leistung, der über 150% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 

liegt, aber nicht mehr als 200% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt, 
 c) 20% für jenen Teil der Leistung, der über 200% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 

liegt, aber nicht mehr als 300% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage beträgt und 
 d) 25% für jenen Teil der Leistung, der über 300% der monatlichen Höchstbeitragsgrundlage 

liegt. 
 3. Für den von Sonderzahlungen zu entrichtenden Beitrag gilt der aliquote Teil des Prozentsatzes 

der Höchstbeitragsgrundlage in Abs. 2.“ 

3. Dem § 23 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) § 21 Abs. 7 gilt sinngemäß auch für (sonstige) Bedienstete und ehemalige Bedienstete sowie 

deren Angehörige und Hinterbliebene.“ 

4. Dem § 110 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) § 21 Abs. 7 und § 23 Abs. 6 gelten sinngemäß auch für solche Personen, die im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieser Bestimmung bereits einen Anspruch auf Leistungen, etwa auch aufgrund einer Ver-
einbarung gemäß § 23 Abs. 5 oder § 110 Abs. 5, erworben oder solche Leistungen bereits bezogen haben 
oder daraus eine entsprechende Anwartschaft auf eine künftige Ruhegenussleistung erworben haben.“ 

5. Dem § 111 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
„(5) § 21 Abs. 2 und 7 sowie § 23 Abs. 6 und § 110 Abs. 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl.  

Nr. 68/2014 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 
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